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Sanktionen bei Formverstößen in
Zusammenhang mit der Ausstellung
von Rechnungen Der Rsp des EuGH zufolge können Verstöße

gegen umsatzsteuerliche Formvorschriften mit
angemessenen Sanktionen geahndet werden. In den jüngeren Urteilen in den Rs Barlis1) und
Senatex2) hat der EuGH dies nunmehr auch explizit für Verstöße gegen die Vorschriften über
die Rechnungsstellung festgestellt und damit unter anderem sein Verständnis einer ver-
hältnismäßigen Risikoverteilung zwischen den beteiligten Unternehmern und dem Fiskus
zum Ausdruck gebracht.

MARCUS SCHINNERL

A. Einführung
Einem Unternehmer ist der Vorsteuerabzug zu versa-
gen, wenn die ihm zugrunde liegende Rechnung die
Voraussetzungen des § 11 UStG nicht kumulativ er-
füllt. Der stRsp des VwGH zufolge kann der Vor-
steuerabzug nämlich nur auf eine formgerechte Rech-
nung gestützt werden.3) Zwar sehen sowohl Art 178
lit aMwStSystRL4) als auch die österreichische Umset-
zungsnorm des § 12 Abs 1 Z 1 lit a UStG die Rech-
nung als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug bei
Lieferungen und sonstigen Leistungen vor, jedoch er-
gibt sich aus der Rsp des EuGH, dass das Rechnungs-
erfordernis nicht „um jeden Preis“ erfüllt sein muss. In
den jüngeren Urteilen in den Rs Barlis und Senatex hat
der EuGH nunmehr explizit festgestellt, dass es sich
beim Besitz einer den Anforderungen des Art 226
MwStSystRL entsprechenden Rechnung um ein
„Formerfordernis“ handelt. Daraus zieht er den Schluss,
dass ein Verstoß gegen die Vorschriften über die Rech-
nungsstellung nicht die unverhältnismäßige Versa-
gung des Rechts auf Vorsteuerabzug zur Folge haben
darf, wenn die materiellen Voraussetzungen dieses
Rechts (Leistung durch einen Unternehmer an einen
Unternehmer zu dessen unternehmerischer Verwen-
dung) erfüllt sind. Anstelle der Rechteversagung kön-
nen zur Wahrung der Grundsätze der Neutralität der
Umsatzsteuer sowie der Verhältnismäßigkeit angemes-
sene Sanktionen verhängt werden.

In weiterer Folge wird die Ausgangslage für die
Festsetzung von Sanktionen bei der Umsetzung
von Richtlinien der Europäischen Union dargestellt
sowie auf die Folgen dieser Rsp des EuGH für den
empfangenden Unternehmer eingegangen. Abschlie-
ßend werden mögliche Rechtsgrundlagen für derar-
tige „Sanktionen iS der EuGH-Rsp“ im österreichi-
schen Recht aufgezeigt.

B. Rechtfertigung und Rechtsgrundlage
für Sanktionen im Umsatzsteuerrecht

Nach der Rsp des EuGHhaben dieMitgliedstaaten bei
der Umsetzung von Richtlinien in nationales Recht
diejenigen „Formen und Mittel zu wählen, die sich zur
Gewährleistung der praktischen Wirksamkeit (effet utile)
der Richtlinien unter Berücksichtigung des mit ihnen ver-

folgten Zwecks am besten eignen“.5) Dementsprechend
sind die Mitgliedstaaten auch zur Erlassung von wirk-
samen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sank-
tionen zur Ahndung von Verstößen gegen das durch
die Richtlinie geregelte Recht verpflichtet.6)

Da die MwStSystRL – wie das bei Richtlinien der
Europäischen Union der Regelfall ist – selbst keine
Sanktionsmechanismen vorsieht, „können die Mit-
gliedstaaten [unter Beachtung des Unionsrechts und sei-
ner allgemeinen Grundsätze] nach ständiger Rechtspre-
chung [des EuGH] [. . .] bei Nichtbeachtung der Voraus-
setzungen, die eine nach dem Unionsrecht geschaffene
Regelung vorsieht, weiterhin die Sanktionen wählen,
die ihnen sachgerecht erscheinen“.7) Dieses vom EuGH
formulierte Wahlrecht (arg „können“) besteht mE le-
diglich hinsichtlich der Art von Sanktionen, die der
nationale Gesetzgeber festlegen kann. Aus der stRsp
des EuGH, wonach die Mitgliedstaaten sicherzustel-
len haben, dass die Steuerpflichtigen die ihnen oblie-
genden umsatzsteuerlichen Pflichten beachten und
einhalten,8) ergibt sich mE, dass die Mitgliedstaaten
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„dem Grunde nach“ sehr wohl in der Pflicht stehen,
entsprechende Maßnahmen vorzusehen, um Steuer-
pflichtige von der Begehung einer Rechtsverletzung
abzuhalten bzw im Falle der Begehung einer Rechts-
verletzung den Verstoß angemessen zu ahnden. IdZ
nennt der EuGH beispielhaft eine Geldbuße oder fi-
nanzielle Sanktion.9) Daher dürfte es im Ergebnis
nicht ausreichend sein, wenn die Mitgliedstaaten
Formverstöße, welche in der Geltendmachung des
Vorsteuerabzugs aus mangelhaften Rechnungen be-
stehen, gänzlich unberührt lassen.

Die MwStSystRL bietet den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit – neben den in Titel XI MwStSystRL vor-
gesehenen Pflichten10) –, „weitere Pflichten“ festzulegen,
die sie zur Sicherstellung einer genauen Steuererhebung
und zurVermeidung von Steuerhinterziehung als erfor-
derlich erachten (Art 273 Abs 1 MwStSystRL). Diese
Bestimmung bietet einerseits eine Rechtsgrundlage,
um aktive Handlungspflichten der Steuerpflichtigen
vorzusehen. IdS können die Mitgliedstaaten bspw zur
Erreichung der oben genannten Ziele eine Registrier-
kassenpflicht zur Aufzeichnung von Umsätzen sowie
der geschuldeten Steuerbeträge vorsehen.11) Anderer-
seits können die Mitgliedstaaten auf dieser Grundlage
Maßnahmen in Form finanzieller Sanktionen für den
Fall vorsehen, dass Steuerpflichtige gegen „weitere“mit-
gliedstaatliche Pflichten (zB Registrierkassenpflicht)12)
oder gegen originär in der MwStSystRL normierte
Pflichten (zB Pflichten iZm der Rechnungsstellung;
vgl Art 219 a ff MwStSystRL)13) verstoßen.

Durch die abschreckende Wirkung von Sanktio-
nen soll die Durchsetzung der umsatzsteuerlichen
Pflichten gewährleistet werden,14) weshalb im Fol-
genden auf die Rolle von Sanktionen bei Rechnungs-
mängeln und ihre Bedeutung für eine verhältnismä-
ßige Risikoverteilung durch die „Inpflichtnahme“ des
Rechnungsempfängers eingegangen wird.

C. Verhältnismäßigkeit durch Inpflicht-
nahme des Rechnungsempfängers

In den Urteilen in den Rs Barlis und Senatexmacht der
Gerichtshof deutlich, dass die Mitgliedstaaten „für den
Fall der Nichterfüllung der formellen Bedingungen für
die Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts“ Sanktionen
vorsehen können, die in einem angemessenen Verhält-
nis zur Schwere des Verstoßes stehen müssen.15) Ver-
stößt ein Steuerpflichtiger gegen formelle Pflichten,
wie Aufzeichnungs- und Erklärungspflichten,16) oder
nimmt er aus einer nicht formgerechten Rechnung
den Vorsteuerabzug vor,17) erweist sich somit eine ver-
hältnismäßige Geldbuße zur Ahndung eines solchen
Verstoßes gegenüber der Versagung des Vorsteuerab-
zugs als das gelindere Mittel. Voraussetzung hierfür ist
jedoch, dass es sich hierbei nicht um eine Steuerhinter-
ziehung,18) sondern tatsächlich „nur“ um bloße Form-
verstöße handelt, die dem Nachweis der materiellen
Voraussetzungen nicht entgegenstehen.

DemGerichtshof kommt es iZmder Ausübung des
Rechts auf Vorsteuerabzug somit darauf an, denjeni-
gen zu sanktionieren, der eine mangelhafte Rechnung
empfangen hat und aus dieser den Vorsteuerabzug vor-
nehmen will. Damit bringt er mE zum Ausdruck, dass
auch der Rechnungsempfänger einen (verhältnismäßi-

gen) Teil der Verantwortung am ordnungsgemäßen
Funktionieren des gemeinsamen Mehrwertsteuersys-
tems zu tragen hat. In Bezug auf die Steuerbefreiungen
für innergemeinschaftliche Lieferungen19) sowie für
Ausfuhrlieferungen20) hat der EuGH bereits entschie-
den, dass das Ziel, Steuerhinterziehungen vorzubeu-
gen, hohe Anforderungen an die Verpflichtungen der
Lieferanten rechtfertigt. Diese erhöhten Anforderun-
gen resultieren daraus, dass auf dem Gebiet der Um-
satzsteuer einerseits der Unternehmer derjenige ist, der
als „Steuereinnehmer für Rechnung des Staates und im
Interesse der Staatskasse“ fungiert,21) und andererseits
die Mitgliedstaaten ein legitimes Interesse daran ha-
ben, die Ansprüche ihrer Staatskasse möglichst wirk-
sam zu schützen.22) Eine verhältnismäßig23) ausgestal-
tete Risikoverteilung zwischen Fiskus und Lieferanten
ist daher im Falle eines von dritter Seite begangenen
Betrugs unerlässlich.24) Von einemWirtschaftsteilneh-
mer darf somit gefordert werden, dass er alle Maßnah-
men ergreift, die vernünftigerweise von ihm verlangt
werden können, um sicherzustellen, dass der von ihm
getätigte Umsatz nicht in eine Steuerhinterziehung
einbezogen ist.25)
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Rechnung Vorsteuerabzug finanzielle Sanktion

vollständig ja nein

mangelhaft, aber Berichtigung ja nein

mangelhaft, aber anderweitiger Nachweis ja ja

mangelhaft, aber weder Berichtigung noch
anderweitiger Nachweis

nein nein (keine „zusätzliche“
Sanktion notwendig; uU aber

Steuerhinterziehung)

Übersicht: Konsequenzen bei Rechnungen mit unterschiedlichem „Vollständigkeitsgrad“

Dieser Sorgfaltsmaßstab muss auch für den Rech-
nungsempfänger, also denjenigen gelten, der das Recht
auf Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen will. Der
Vorsteuerabzug hat vor allem den Zweck, den Unter-
nehmer von der von ihm geschuldeten oder entrichte-
ten Umsatzsteuer zu entlasten (Herstellung der Neut-
ralität der Umsatzsteuer).26) Da sich der Gerichtshof –
wie soeben gezeigt – von Unternehmern ein erhöhtes
Maß an Sachverstand erwartet, ist es mE auch legitim,
dass diese in den ihr Recht auf Vorsteuerabzug betref-
fenden steuerlichen Angelegenheiten auch selbst in die
Pflicht genommen und bei pflichtwidrigem Verhalten
angemessen sanktioniert werden. Von einem sachkun-
digen Unternehmer kann nämlich erwartet werden,
dass er eine Rechnung, aus welcher er den Vorsteuer-
abzug geltend machen will, auf ihre formelle Vollstän-
digkeit hin überprüft.

Auf diese Weise wird bei einem bloßen Formman-
gel (und nachgewiesenen materiellen Voraussetzungen
des Vorsteuerabzugs) der Rechnungsempfänger nicht
unverhältnismäßig durch die Versagung des Vorsteuer-
abzugs sanktioniert. Da durch formale Rechnungsmän-
gel dem Fiskus allerdings die steuerliche Kontrolle er-
schwert wird,27) ist eine angemessene Geldstrafe zum
einen als eine Sanktion des Rechnungsempfängers für
dessen Nachlässigkeit und zum anderen als eine Art
„Entschädigung“ des Fiskus für das entstandene Kon-
trolldefizit und den erhöhten Kontrollaufwand zu se-
hen. Eine formal vollständige Rechnung ist nämlich
aufgrund ihrer standardisierten Rechnungsmerkmale
durch den Fiskus stets einfacher zu überprüfen als et-
waige zusätzlich beigebrachte Materialien, die das Be-
stehen der materiellen Vorsteuerabzugsvoraussetzun-
gen nachweisen sollen. Trotz der Möglichkeit eines an-
derweitigen Nachweises verliert die Rechnung durch
die „Inpflichtnahme“ des Rechnungsempfängers nicht
an Bedeutung. Für den Fall, dass an den Rechnungs-
empfänger eine formell unvollständige Rechnung aus-
gestellt wurde, wird sich dieser nämlich angesichts der
drohenden Sanktion um eine berichtigte Rechnung
durch den Aussteller bemühen. Nur auf diese ihm zu-
mutbare Weise kann er jegliche Sanktion (Geldbuße
oder – im schlimmsten Fall – Versagung des Vorsteu-
erabzugs) von sich abwenden.

D. Sanktionen bei Rechnungsmängeln
aus österreichischer Sicht – mögliche
Rechtsgrundlagen

1. Finanzordnungswidrigkeit gem § 51
FinStrG?

Wird der Vorsteuerabzug aus mangelhaften Rech-
nungen vorgenommen, kommt aus österreichischer

Sicht eine Finanzordnungswidrigkeit iSd § 51
FinStrG in Betracht.

Der eine Rechnung ausstellende Unternehmer
könnte sich demnach bei vorsätzlicher Ausstellung ei-
ner mangelhaften Rechnung einer Finanzordnungs-
widrigkeit schuldig machen, indem er eine abgaben-
oder monopolrechtliche Pflicht zur Ausstellung oder
Aufbewahrung von Belegen verletzt (§ 51 Abs 1 lit d
FinStrG).28) Bei der Sanktionierung des Rechnungs-
ausstellers kann es sich nur um solche Fälle handeln,
in denen keine Gefährdung des Steueraufkommens
besteht. Die Umsatzsteuer muss somit ordnungsge-
mäß an das Finanzamt abgeführt worden sein und
die von ihm ausgestellte Rechnung darf lediglich an
einem Formmangel leiden. Hiervon zu unterscheiden
sind Scheinrechnungen, die ausgestellt werden, um
eine Steuerhinterziehung zu begehen. In diesem Fall
handelt es sich um eine Abgabenhinterziehung (§ 33
FinStrG) bzw einen Abgabenbetrug (§ 39 FinStrG),
weshalb aufgrund der Subsidiaritätsklausel des § 51
Abs 1 FinStrG eine Finanzordnungswidrigkeit wegen
eines bloßen Formmangels nicht in Betracht kommt.
Dies entspricht auch der Rsp des EuGH, wonach die
Ausstellung von unrichtigen Rechnungen bzw
Scheinrechnungen als Steuerhinterziehung angese-
hen werden kann, da hierdurch die genaue Steuerer-
hebung verhindert und das ordnungsgemäße Funk-
tionieren des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems
in Frage gestellt werden kann.29)

Nach der Rsp des EuGH kann aber auch derje-
nige sanktioniert werden, der aus einer mangelhaften
Rechnung den Vorsteuerabzug geltend macht. Als
Rechtsgrundlage käme idZ § 51 Abs 1 lit e FinStrG
in Betracht, wonach sich einer Finanzordnungswid-
rigkeit schuldig macht, „wer, ohne hiedurch den Tat-
bestand eines anderen Finanzvergehens zu erfüllen, vor-
sätzlich [. . .] Maßnahmen der in den Abgaben- oder
Monopolvorschriften vorgesehenen Zollaufsicht oder
sonstigen amtlichen oder abgabenbehördlichen Aufsicht
und Kontrolle erschwert oder verhindert oder die
Pflicht, an solchen Maßnahmen mitzuwirken, verletzt“.
Mangelhafte Rechnungen kommen im Regelfall im
Zuge von Nachschauen (§ 144 BAO) oder Außen-
prüfungen (§ 147 BAO), somit im Zuge von Maß-
nahmen der amtlichen oder abgabenbehördlichen

UMSATZSTEUER

taxlex 2017 149

26) ZB EuGH 10. 11. 2016, C-432/15, Pavlína Baštová, Rz 42 mwN.
27) Schinnerl, Die Bedeutung der Rechnung im Umsatzsteuerrecht – be-

darf es für den Vorsteuerabzug überhaupt noch einer Rechnung? tax-
lex 2017, 9 (11).

28) Vgl Aigner/Kofler/Tumpel, Vorsteuerabzug trotz fehlerhafter Rech-
nung, SWK 2016, 1294 (1299 f).

29) Vgl zur Steuerbefreiung innergemeinschaftlicher Lieferungen EuGH
7. 12. 2010, C-285/09, R., Rz 48 f mwN.



UMSATZSTEUER

150 taxlex 2017

Aufsicht und Kontrolle iSv § 51 Abs 1 lit e
FinStrG,30) ans Tageslicht. Durch die Vornahme
des Vorsteuerabzugs aus einer mangelhaften Rech-
nung wird die Durchführung solcher Aufsichts-
und Kontrollmaßnahmen zumindest insoweit er-
schwert, als eine derartige Rechnung nicht dazu ge-
eignet ist, ihre für die Steuerverwaltung essentielle
Kontrollfunktion zu erfüllen. Somit könnte § 51
Abs 1 lit e FinStrG bei entsprechend weiter Interpre-
tation nicht nur die faktische Erschwerung oder Ver-
hinderung von Aufsichts- und Kontrollmaßnahmen
zum Gegenstand haben, sondern auch die Vornahme
des Vorsteuerabzugs aus einer mangelhaften Rech-
nung durch einen Steuerpflichtigen erfassen, da hier-
mit letztlich auchMaßnahmen der steuerlichen Kon-
trolle durch die Finanzverwaltung erschwert werden.
Ob sich eine derartige Interpretation allerdings vor
dem Hintergrund des Bestimmtheitsgebots sowie
des Rückwirkungsverbots als unbedenklich erweist,
ist mE zu bezweifeln.

2. Säumniszuschläge gem § 217 BAO?
Nach der Rsp des VwGH kann der Vorsteuerabzug
zeitlich erst dann vorgenommen werden, wenn – zu-
sätzlich zu den anderen Voraussetzungen für den
Vorsteuerabzug – auch eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegt.31) Vorsteuern, die gestützt auf eine un-
vollständige Rechnung in Abzug gebracht werden,
werden somit zu Unrecht erstattet und lösen Säum-
nisfolgen (Säumniszuschläge gem § 217 BAO) aus.
Eine Rechnungsberichtigung kann diese Folgen
nicht beseitigen, da ihr der VwGH (zumindest bis-
lang) keine Rückwirkung zuerkennt.32)

Im Urteil in der Rs Senatex hat der EuGH nun-
mehr festgestellt, dass die Berichtigung einer Rech-
nung sehr wohl auf den Zeitpunkt ihrer Ausstellung
(ex tunc) zurückwirkt und der Vorsteuerabzug nicht
etwa erst dann vorgenommen werden darf, wenn der
Steuerpflichtige im Besitz einer formgerechten (be-
richtigten) Rechnung ist.33) Der EuGH hat sein Er-
gebnis vor allem mit dem Neutralitätsgrundsatz be-

gründet, wonach sich der Steuerpflichtige sofort und
vollständig von der im Rahmen aller seiner wirt-
schaftlichen Tätigkeiten geschuldeten oder entrichte-
ten Steuer entlasten können muss,34) und damit, dass
der Besitz einer Rechnung eine bloß formelle und
keine materielle Anforderung für das Recht auf Vor-
steuerabzug darstellt.35) Wie eine Rechnung selbst,
kann auch die eine solche korrigierende Berichtigung
nur formellen Charakter haben und folglich nicht
dergestalt Einfluss auf das Recht auf Vorsteuerabzug
nehmen, dass dieses erst dann ausgeübt werden
kann, wenn der Steuerpflichtige formal im Besitz ei-
ner berichtigten Rechnung ist.

Angesichts dieser Rsp des EuGH kann die öster-
reichische hg Rsp, wonach eine Rechnung erst im
Berichtigungszeitpunkt (ex nunc) zur Vornahme des
Vorsteuerabzugs berechtigt, nicht weiter aufrechter-
halten werden.36) Als weitere Konsequenz dieser Rsp
bleibt auch für Säumnisfolgen und somit für Säum-
niszuschläge iSd § 217 BAO kein Raum mehr, da
der Vorsteuerabzug ursprünglich (im Zeitpunkt der
Ausstellung der Rechnung) rechtmäßig geltend ge-
macht wurde.

SCHLUSSSTRICH

& Die Mitgliedstaaten haben sicherzustellen, dass
die Steuerpflichtigen die ihnen obliegenden um-
satzsteuerlichen Pflichten beachten und einhalten
und zu deren Durchsetzung wirksame, verhält-
nismäßige und abschreckende Sanktionen vorzu-
sehen.

& Sind die materiellen Voraussetzungen des Rechts
auf Vorsteuerabzug nachweislich erfüllt, hat der
Steuerpflichtige aber auf Grundlage einer man-
gelhaften Rechnung den Vorsteuerabzug vorge-
nommen, stellt eine im Verhältnis zur Schwere
des Verstoßes angemessene finanzielle Sanktion
(Geldstrafe) gegenüber der Versagung des Vor-
steuerabzugs das gelindere Mittel dar.

& Die Sanktionierung des Rechnungsempfängers
bei Rechnungsmängeln ist Folge seiner Mitver-

antwortung am ordnungsgemäßen Funktionieren
des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems und
führt zu einer verhältnismäßigen Risikoaufteilung
zwischen Fiskus und Steuerpflichtigen. Will der
Rechnungsempfänger einer finanziellen Sanktion
entgehen, kann dies grds nur durch Berichtigung
der mangelhaften Rechnung erfolgen.

& Aus österreichischer Sicht kommt als Sanktion
iZm Rechnungsmängeln vor allem eine Finanz-
ordnungswidrigkeit gem § 51 FinStrG in Be-
tracht. Säumniszuschläge gem § 217 BAO schei-
den dahingegen als mögliche Sanktion von vorn-
herein aus, da der Berichtigung einer Rechnung
Rückwirkung auf den Zeitpunkt ihrer Ausstellung
zukommt.
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Reaktion auf das Urteil des EuGH in der Rs Senatex mit Grundsatz-
urteil seine bisherige Rsp geändert und spricht einer Rechnungsbe-
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der berichtigungsfähigen Rechnung zu; vgl dazu BFH 20. 10. 2016,
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